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Vorwort 

Wir stehen heute vor einer Revision unseres Straf- 
gesetzbuches und damit vor einer Aufgabe, an deren 
Lösung unser ganzes Volk mit Recht Anteil nimmt, 
ist doch auf keinem anderen Gebiet der Gesetzgebung 
als auf dem des Strafrechts ein so naher Zusammen- 
hang der zu entscheidenden Fragen mit dem allgemeinen 
Fühlen und Denken unserer Zeit gegeben. Und auf 
keinem anderen Gebiet ist deshalb der Gesetzgeber 
auch mehr veranlaßt, dem Empfinden des Volkes nach- 
zugehen und auf die Strebungen zu lauschen, die hier 
zur Äußerung gelangen. Man verhehlt sich in den 
Kreisen, welche mit den in Betracht kommenden Ver- 
hältnissen vertraut sind, nicht, daß der gesetzgeberischen 
Lösung der Aufgabe außerordentliche Schwierigkeiten 
entgegenstehen — diese Schwierigkeiten werden nur 
überwunden werden können, wenn als Träger und 
Faktor der neuen Entwickelung eine neue Kraft zur 
Verfügung steht. Ich erblicke diese Kraft in der Er- 
kenntnis der Bedeutung, welche den ethischen 



Werten im Strafrecht zukommt: die ethischen Wert- 
urteile enthalten die Erfahrungen unseres Volkes und 
unserer Zeit und gleichzeitig unsere Wünsche für die 
zukünftige Entwickelung. 

Der vorliegende Vortrag, den ich am 16. Juni in 
der Jahresversammlung des Vereins zur Fürsorge für 
entlassene Gefangene des Bezirks Unterelsaß hier ge- 
halten habe, bezweckte, weitere Kreise für die ange- 
deutete Frage zu interessieren; auf Wunsch des Vor- 
standes erscheint der Vortrag auch als Beilage zum 
Jahresbericht des Vereins. 

Straßburg, im Juli 1904. 

van Calken 



Hochansehnliche Versammlung! 

Wenn ich mir erlaube, zum Thema meines heutigen 
Vortrages eine Betrachtung über Ethische Werte im 
Straf recht zu wählen, so möchte ich damit von vorn- 
herein andeuten, daß sich meine Ausführungen an- 
schließen sollen an den Vortrag, den ich vor nunmehr 
sieben Jahren bei Gelegenheit der Generalversammlung 
des Vereines zur Fürsorge für entlassene Gefangene 
des Bezirks Unter-Elsaß hier vor Ihnen halten durfte. i) 

Die Veranlassung für mich, auf meine damaligen 
Ausführungen heute zurückzukommen, liegt in folgen- 
dem: In den Verhandlungen des Reichstages zum Etat 
der Reichsjustizverwaltung wurde vom Abgeordneten 
Gröber folgende Resolution beantragt*): Der Reichstag 
wolle beschließen : „Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, 
dem Reichstag einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch 
welchen den Untersuchungsgefangenen allgemein so- 
wie den zu Gefängnisstrafen verurteilten Personen, wenn 
ihre Handlung nach der im Urteil zu treffenden Bestim- 
mung nicht eine ehrlose Gesinnung bekundet hat, ge- 



van Calker, Strafrecht und Ethik, Leipzig 1897. 
*) Stenographische Berichte 11. Legislaturperiode, 1. Session 
1903/1904 S. 1343 ff- 
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stattet wird, während der Dauer der Untersuchungshaft 
oder der Gefängnisstrafe sich selbst zu beköstigen und 
in einer ihrem Beruf und Bildungsgrad angemessenen 
Weise sich zu beschäftigen." 

Die Resolution gelangte mit großer Mehrheit zur 
Annahme. Der Grundgedanke der in der Resolution 
Gröber ausgesprochenen Forderung entspricht nun einem 
Vorschlag, dessen wissenschaftliche Begründung die 
Ausführungen meines damaligen Vortrages über „Straf- 
recht und Ethik" bezweckten: dem Vorschlag „es möge 
unser zukünftiges Strafrecht sowohl bei der Wahl der 
Strafart als auch bei der Ausgestaltung des Strafvoll- 
zuges entscheidende Rücksicht darauf nehmen, ob die 
strafbare Handlung aus einer ehrlosen Gesinnung her- 
vorgegangen war oder nicht". Durch die Annahme 
der Resolution Gröber hat sich der Reichstag, der eine 
Faktor der Reichsgesetzgebung, zugunsten einer gene- 
rellen Berücksichtigung ethischer Werte in der Straf- 
rechtspflege ausgesprochen. Die Bedeutung dieser Tat- 
sache geht über die vorliegende Resolution hinaus, sie 
gibt mir die Veranlassung, die Frage der Bedeutung 
ethischer Werte im Strafrecht neuerdings zur Erörte- 
rung zu bringen. 

In den Verhandlungen des Reichstags zum Etat der 
Reichsjustizverwaltung, welche der Annahme der Reso- 
lution Gröber vorausgingen, ist an unserer gegenwär- 
tigen Strafrechtspflege scharfe Kritik geübt worden, und 
es sind hiebei Anschauungen zum Ausdruck gelangt, 
die tatsächlich heute in manchen Kreisen unseres Volkes 
bestehen: 
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Es erhebt sich in der sogenannten „öffentlichen 
Meinung" — diesen Begriff zur Bezeichnung der in der 
Tagesliteratur, in den Parlamenten, in verschiedenartigen 
öffentlichen Verhandlungen in den Vordergrund treten- 
den Auffassungen verwendet — ein gewisser Wider- 
spruch gegen die in der Rechtspflege zutage tretende 
Beurteilung mancher Tatbestände, und man kann als 
Jurist heute nicht selten die Äußerung hören: „Ich ver- 
stehe nicht, wie ein Gericht zu diesem Urteil kommen 
kann." 

Es verdient diese Erscheinung meines Erachtens 
unsere sorgfältige Beachtung, denn es entwickelt sich 
aus ihr die Möglichkeit der Annahme, daß das Ver- 
trauen des Volkes in die Rechtspflege sinke, eine An- 
nahme, die, auch wenn sie unberechtigt ist, doch für 
die Wirksamkeit der Rechtspflege, ja darüber hinaus 
für die Gesundheit des ganzen Staatslebens eine erheb- 
liche Gefahr bedeuten würde. 

Aber die in der öffentlichen Meinung zutage tre- 
tenden Anschauungen sind schwer zu fassen und schwer 
auf ihren Wert zu prüfen — hat sich der Jurist, der 
sich die Aufgabe setzt, wissenschaftliche Fragen unter 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten zu untersuchen, 
überhaupt mit der Stellung der öffentlichen Meinung 
zur Strafrechtspflege zu beschäftigen? Die öffentliche 
Meinung liefert nicht Urteile, die in irgendwelche Be- 
rechnung als von vornherein sichere und konstante 
Faktoren eingesetzt werden könnten, widerspricht sie 
sich doch selber gelegentlich in der Weise, daß sie 
sich heute gegen diejenige Auffassung wendet, die sie 
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noch gestern als die den „gesunden Anschauungen des 
Volkes" allein entsprechende bezeichnet hat Die Tat- 
sache dieser Unsicherheit und Unbeständigkeit des 
Urteils, die wir in der öffentlichen Meinung finden, 
legt es nahe, sich mit den hier zutage tretenden An- 
schauungen überhaupt nicht zu beschäftigen und die- 
selben von vornherein als für eine ernsthafte Behand- 
lung einer wissenschaftlichen Frage nicht beachtlich zu 
bezeichnen. Aber ein solcher Standpunkt ist doch nicht 
berechtigt Die Rechtspflege spielt sich heute vor den 
Augen des ganzen Volkes ab, und sie greift ein in die 
Interessen aller Volkskreise. Es wäre deshalb unzweck- 
mäßig und unrichtig, wenn man die Äußerung des 
Volkes zur Sache einfach vornehm ignorieren wollte. 
Eine jede Anschauung, die wir auftauchen sehen, ist 
ja in ihrem Entstehen wie in ihrem Wechsel kausal 
bedingt, und der Umstand, daß wir sie für falsch halten, 
kann uns deshalb der Mühe nicht entheben, die Wege 
der kausalen Zusammenhänge zu erforschen — und 
wäre es nur zu dem Ziel, schließlich die Fehler- 
quelle zu entdecken und damit die Auffassung als ob- 
jektiv unberechtigt nachzuweisen. 

Und so ist es meines Erachtens für die Wirksam- 
keit der Strafrechtspflege wichtig, daß wir durch eine 
sorgfältige und objektive Untersuchung der in der 
öffentlichen Meinung auftauchenden Kritik die Aus- 
gangspunkte der erhobenen Einwände feststellen, un- 
gerechtfertigten Widerspruch zurückweisen, berechtig- 
ten Vorwurf aber im Sinne einer Änderung und Ent- 
wickelung unserer Rechtseinrichtungen zu nützen streben. 
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Ich möchte zu diesem Ziele Ihre Aufmerksamkeit 
auf eine Erscheinung lenken, die auf dem Gebiet der 
Beurteilung von Äußerungen der Strafrechtspflege durch 
die öffentliche Meinung liegt, auf die Erscheinung näm- 
lich, daß sich die öffentliche Meinung gelegentlich in 
unmittelbarem und scharfem Widerspruch zu befinden 
scheint zu der in einer strafgerichtlichen Entscheidung 
zutage tretenden Beurteilung und Bewertung eines 
verbrecherischen Tatbestandes. Gehen wir der Ent- 
stehung einer konkreten Auffassung in ihren kausalen 
Zusammenhängen nach, so kommen wir nicht selten 
verhältnismäßig schnell zu einem Punkte, von welchem 
aus wir den gegen die Rechtspflege erhobenen Wider- 
spruch als zweifellos objektiv unberechtigt nachzuweisen 
vermögen: 

Die häufigste Fehlerquelle der öffentlichen Mei- 
nung ist Unkenntnis in bezug auf den wirklichen Tat- 
bestand, der dem in concreto kritisierten Urteil zugrunde 
liegt. Die objektive und erschöpfende Darstellung 
eines einigermaßen komplizierten juristischen Tatbe- 
standes ist so schwierig, daß auch bei einer Bericht- 
erstattung, die keineswegs böswillig vorgeht, der Hörer 
oder Leser der betreffenden Nachricht eine inhaltlich 
richtige Anschauung über die Sachlage und die einzel- 
nen juristisch relevanten Vorgänge nur schwer ge- 
winnen kann. Gar manchmal geschieht es, daß auf 
diese Weise sich in der öffentlichen Meinung eine An- 
schauung über die rechtliche Würdigung eines Falles 
durch ein Gericht bildet, die unmittelbar auf einer 
falschen Darstellung des Tatbestandes beruht — und 
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bei der starken Neigung der öffentlichen Meinung, in 
der Kritik zu generalisieren, baut sich so nicht selten 
auf einem einfachen Irrtum über einen tatsächlichen 
Vorgang eine Deduktion auf, welche schließlich in dem 
Nachweis gipfelt, daß unsre ganze Rechtspflege nichts 
tauge. 

Schwieriger nachzuweisen als die eben charakteri- 
sierte Fehlerquelle ist eine andere: Diejenige, welche 
einem Irrtum über das Verhältnis der Rechtspflege zum 
positiven Recht, überhaupt der Unkenntnis über das 
Wesen des Rechts entstammt Ich denke hier an fol- 
gende Erscheinung: Der nicht juristisch Gebildete macht 
sich häufig nicht klar, daß der Richter an das positive 
Recht gebunden ist, daß er in seiner Entscheidung über 
dieses nicht hinaus kann, daß er also die Vorschriften 
des Gesetzes auch dann zur Anwendung bringen muß, 
wenn etwa sein eigenes persönliches Werturteil von 
dem durch das positive Recht bedingten abweicht 

Die Folge dieses Irrtums ist die, daß gegen den 
Richter ein Vorwurf erhoben wird, der tatsächlich nicht 
ihn, sondern die Bestimmung des Rechtes trifft, die er 
zur Anwendung bringen mußte. Und hiermit in Zu- 
sammenhang steht ein anderer Fehler, der von den 
Nichtjuristen leicht begangen wird, ein Fehler, der 
sich auf die Beurteilung des Wesens des positiven 
Rechts überhaupt bezieht: Das positive Recht regelt 
den Normalfall, seine Vorschriften sollen für die Be- 
urteilung derjenigen Erscheinungen dienlich sein, denen 
in einer bestimmten Zeit und unter bestimmten Ver- 
hältnissen erfahrungsgemäß eine allgemeinere Bedeu- 
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tung zukommt Die hierdurch bedingte Starrheit des 
Rechts ist für den Nichtjuristen nicht leicht verständ- 
lich, und es entstammt so diesem Mangel an Verständ- 
nis für Erscheinungen, die sich unmittelbar aus einer 
wesentlichen Eigenschaft des positiven Rechts ergeben, 
eine Kritik, die inhaltlich unberechtigt ist. 

Wir sind auf unserm Wege zur Feststellung der 
Entstehung einer in der öffentlichen Meinung auf- 
tauchenden Anschauung über Fragen der Strafrechts- 
pflege zu der Anschauung gelangt, daß wir nicht selten 
durch Aufweisung der Fehlerquelle die Kritik als 
zweifellos unberechtigt zu erweisen vermögen. Aber 
nicht immer werden wir zu diesem Resultat gelangen, 
in einer Reihe von Fällen werden wir vielmehr auf 
dem Weg unserer Untersuchung zu einem eigenartigen 
Ausgangspunkt des Widerspruchs kommen: zu der 
Tatsache, daß weite Volkskreise manche konkrete Ver- 
brechenstatbestände überhaupt nach anderen Gesichts- 
punkten beurteilen und bewerten als dies durch die 
— dem positiven Recht entsprechende — gerichtliche 
Entscheidung geschieht Wir werden damit durch die 
aus dem Volke auftauchende Kritik vor eine Frage ge- 
stellt, deren Beantwortung wir mit Fug nicht aus- 
weichen dürfen, der Frage nach den Grundlagen der 
strafrechtlichen Beurteilung, der Frage nach dem 
strafrechtlichen Beurteilungsprinzip. 

Die Geschichte des Strafrechts zeigt uns auf dem 
Gebiet der Beurteilung und Bewertung das Bild einer 
bedeutsamen Entwickelung: 

Die leidenschaftliche Empfindlichkeit, mit der Völker 
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und Individuen auf der Stufe der Kindheit gegen 
Verletzungen ihrer Interessen zu reagieren pflegen, sieht 
nur die eingetretene Schädigung; ob Absicht oder Zu- 
fall den Schaden herbeigeführt, gilt der Leidenschaft 
gleich, sie wendet sich in gleicher Weise gegen den 
schuldigen wie gegen den unschuldigen Verursacher 
des Schmerzes, und es entspricht somit dieser Kultur- 
stufe eine Reaktion in Oemäßheit und im Anschluß an 
das äußere, die Interessen schädigende Geschehen — wir 
nennen das damit maßgebende Beurteilungsprinzip das 
Prinzip der Erfolgshaftung. 

Der Fortschritt in der Entwickelung des Rechts 
besteht der Auffassung dieser Kulturstufe gegenüber in 
folgendem: Das reifere Alter bringt Individuen und 
Völkern die Fähigkeit der Selbstbeherrschung und mit 
dieser die Fähigkeit einer richtigeren Würdigung ge- 
schehener Rechtsverletzung. Damit tritt in langsamer, 
allmählicher Entwickelung an die Stelle der Beurteilung 
nach dem Prinzip der reinen Erfolgshaftung das Streben, 
neben der Tat immer mehr den Täter in seiner für 
die Tat bedeutsamen Willensbeschaffenheit ins Auge 
zu fassen und den Inhalt des Willens in der Bestim- 
mung von Art und Maß der Strafe, also bei der juris- 
tischen Beurteilung und Bewertung, in Rücksicht zu 
ziehen. Wir bezeichnen das damit an die Stelle des 
Prinzips der Erfolgshaftung tretende sh-afrechtliche Be- 
urteilungsprinzip als das Prinzip der Schuldhaftung. 
Der Fortschritt in der Entwickelung der Rechtsanschau- 
ung besteht aber somit in einer Annäherung der straf- 
rechtlichen Beurteilung an die ethische Bewertung. 
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Die nach dieser Richtung sich bewegende Entwickelung 
ist in Gesetzgebung und Wissenschaft noch nicht zum 
Abschluß gelangt, die Anschauungen aber, die heute 
in unserem Volke herrschen und die sich in der Kritik 
unserer Strafrechtspflege zur Geltung bringen, sie fordern 
— nicht deutlich ausgesprochen, für den aufmerksamen 
Beobachter jedoch unverkennbar — eine tiefere und 
klarere Erfassung der Idee der Schuldhaftung im Sinn 
einer immer stärkeren Betonung der Bedeutung ethischer 
Werte bei der Beurteilung strafrechtlich relevanter Tat- 
bestände. Aufgabe von Wissenschaft und Gesetzgebung 
ist es, dieser Forderung zu entsprechen.*) 

Aber in demselben Moment, in welchem wir unsere 
volle Zustimmung zu dieser Forderung erklären, er- 
wächst uns nun als Juristen eine bedeutsame Pflicht: 
die Pflicht, ausdrücklich auszusprechen, daß eine stärkere 
Betonung der ethischen Werte bei der strafrechtlichen 
Beurteilung niemals einen Ersatz der juristischen Be- 
wertung durch die ethische Bewertung bedeuten darf. 
Ein solcher Ersatz ist ebenso und aus denselben Grün- 
den ausgeschlossen, wie ein Ersatz des Rechts durch 
die Ethik überhaupt. Der juristischen Bewertung muß 
gegenüber der ethischen Bewertung ihre Eigenart er- 
halten bleiben im Interesse der besonderen Zwecke, die 
das Recht im Leben der Gemeinschaft zu erfüllen hat. 



') Ich habe diese Auffassung schon in früheren Schriften 
vertreten, insbesondere in dem oben zit. Vortrag über Strafrecht 
und Ethik, femer in „Vergeltungsidee und Zweckgedanke im System 
der Freiheitsstrafen", Blätter f. Gefängniskunde Bd. 33 (1899) S. Ssff. 
„Politik als Wissenschaft" (1899) S. 33 ff. „Gutachten für den 
26. deutschen Juristentag", Verhandlungen Bd. II (1902) S. 237 ff. 
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Die Aufgabe einer scharfen Grenzziehung 
zwischen Strafrecht und Ethik ist bisher noch nicht 
gelöst Es liegt mir daran, im folgenden wenigstens 
einen kleinen Beitrag zum Versuch einer Lösung dieser 
schwierigen Aufgabe zu geben. 

Um Ihnen nun, sehr verehrte Anwesende, eine 
Darstellung der Eigenart der strafrechtlichen Beurteilung 
gegenüber der ethischen Bewertung geben zu können, 
muß ich Sie bitten, mit mir zunächst einen Blick auf 
das Verhältnis des Strafrechts zur Ethik über- 
haupt zu tun — ich muß dabei von vornherein be- 
tonen, daß ich Ihnen an gegenwärtiger Stelle natürlich 
nicht eine Übersicht über die auf diesem Gebiet her- 
vorgetretenen wissenschaftlichen Anschauungen und eine 
Kritik dieser Anschauungen geben kann und will, sondern 
daß ich Ihnen nur meine persönliche Auffassung in 
dieser Frage in wenigen Worten vorlegen möchte.^) 

Meine Auffassung ist folgende: Das Recht im all- 
gemeinen, das Strafrecht im besonderen bildet einen 
Teil der sittlichen Ordnung, welche das Zusammen- 
leben und Zusammenwirken der Menschen im Sinn 
der Idee der Vervollkommnung der Gemeinschaft und 
ihrer Glieder zu regeln bestimmt ist 

Vgl. über diese Frage z. B. Jellinek, Die sozialethische 
Bedeutung von Recht, Unrecht und Strafe; Merkel, Juristische 
Encyklopädie §§ 68ff.; Gierke, Deutsches Privatrecht, S. n2ff.; 
Seh moller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, I 
S. 48 ff.; Netter, Das Prinzip der Vervollkommnung als Grund- 
lage der Strafrechtsreform, S. 135 ff.; M. E. Mayer, Die schuldhafte 
Handlung, S. io3ff.; Kitzinger, Gerichtssaal Bd. LV S. iff.; 
Th. Sternberg, Allgemeine Rechtslehre I S. i8ff.; Hold von 
Fern eck, Die Rechtswidrigkeit, insbes. S. 304 ff. 
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Die sittliche Ordnung ist ursprünglich einheitlich, 
die Unterscheidung von Normen der Moral (und der 
Sitte) einerseits, Normen des Rechts anderseits ist eine 
Erscheinung, die erst auf höheren Entwickelungsstufen 
des Völkerlebens zu Tage tritt. Aber wenn nun diese 
Unterscheidung auch im modernen Staatsleben im 
wesentlichen durchgeführt ist, so hat sie doch nicht die 
Bedeutung und Wirkung, daß damit eine völlige Lösung 
des ursprünglichen Zusammenhanges eintritt Es bleibt 
vielmehr eine bestimmte Beziehung, ja ein bestimmtes 
gegenseitiges Abhängigkeitsverhältnis zwischen Ethik 
und Recht, stets erhalten. Man kann die Entwickelung 
dieses Verhältnisses vielleicht in folgender Weise cha- 
rakterisieren: 

Die gegenüber den primitiven Verhältnissen früherer 
Entwickelungsstufen unendlich komplizierten Verhält- 
nisse des Zusammenlebens und Zusammenwirkens 
höherer Kulturperioden erzeugen im Zusammenhang 
mit dem Erstarken der Staatsgewalt und dem neueren 
Gebrauch der Schaffung des Rechts auf dem Wege der 
Gesetzgebung für die Regelung des gegenseitigen Ver- 
haltens der Gemeinschaftsglieder bestimmte Tendenzen: 
Einmal die Tendenz einer Konkretisierung gewisser 
Normen, nämlich derjenigen, deren Einhaltung für die 
Existenz und Entwickelung der Gemeinschaft und ihrer 
Glieder besonders wichtig erscheint*) und zwar unter 
Beschränkung der Regelung auf den Normalfall, d. h. 



') Dieses Verhältnis gelangt zu prägnantem Ausdruck in der 
Formel Jellineks: „Das Recht ist das ethische Minimum" s. Jel- 
linek a. a. O. S. 42 ff. 
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denjenigen Fall, welchem erfahrungsgemäß im Gemein- 
schaftsleben eine allgemeinere Bedeutung zukommt Zum 
andern: die Tendenz, die Einhaltung dieser Normen 
durch die Autorität der organisierten Gemein- 
schaft — insbesondere durch die ihr zu Gebot stehen- 
den Zwangsmittel — sicher zu stellen. Zum dritten 
endlich die Tendenz, nur das äußere Verhalten zu 
regeln, die Gesinnung aber, da sie ja durch die äußere 
Autorität und ihre Mittel nicht erzwingbar ist, außer 
Betracht zu lassen. 

Durch die Wirkung dieser Tendenzen wird das 
Recht von der Moral geschieden und in gewissem Sinne 
als ein selbständiger Teil der sittlichen Ordnung be- 
gründet. 

Diese Selbständigkeit des Rechts gegenüber der 
Ethik äußert sich aber gerade in einer für unsere Frage 
bedeutsamen Erscheinung: in der Selbständigkeit 
der Beurteilung und Bewertung. Für die ethische 
Bewertung entscheidend ist die Beschaffenheit des 
Willens, aus welchem das zu beurteilende Verhalten 
hervorgegangen, das Verhalten als solches und sein 
äußerer Erfolg kommt erst in zweiter Linie in Betracht; 
für die juristische Beurteilung gestaltet sich das Ver- 
hältnis wesentlich anders: Die Normen des Rechts ge- 
bieten ein bestimmtes Verhalten, aber indem sie Be- 
fehle erteilen, geben sie damit gleichzeitig ein Prinzip 
der Beurteilung: das Verhalten ist nach diesen Normen 
zu beurteilen. Und da die Rechtsnorm nur ein be- 
stimmtes äußeres Verhalten fordert, so unterzieht sie 
damit zunächst auch nur das äußere Verhalten ihrer 
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Beurteilung. Das Recht begnügt sich hiernach einer- 
seits mit einem seinen Normen entsprechenden — einem 
„legalen" — Verhalten, und es gibt andererseits sein 
Unwerturteil ab mit Rücksicht auf die Bedeutung des 
normwidrigen äußeren Verhaltens für die Interessen der 
Gemeinschaft und ihrer Glieder. 

Aber das Strafrecht bleibt nun allerdings — wir 
haben die Entwickelung vorher betrachtet — bei diesem 
Gesichtspunkt der Beurteilung nicht stehen: Die Rechts- 
anschauung höherer Kulturstufen erkennt, daß die Be- 
deutung eines normwidrigen Verhaltens für die Gemein- 
schaft nicht nur in dem Wert des verietzten Interesses, 
sondern gleichzeitig auch in dem Wert des Willens- 
inhaltes begründet ist; damit tritt neben die generali- 
sierende Tendenz des Rechts dieindividualisierende 
Tendenz der Ethik — die absolute Starrheit des Rechts 
wird gebrochen. Die beiden Momente werden in dem 
Beurteilungsprinzip, das unserer heutigen Rechtsanschau- 
ung allein entspricht, der Idee der Schuld, zu einer 
Einheit zusammengefaßt, zu einer Einheit, aus welcher 
keines jener beiden Momente mehr losgelöst werden 
kann, ohne daß damit der Begriff der Schuld im bis- 
herigen Sinn überhaupt aufgehoben würde. Wenn wir 
heute einer Richtung in der Strafrechtswissenschaft be- 
gegnen, welche die Tendenz hat, die Berücksichtigung 
des objektiven Momentes im Begriff der Schuld in den 
Hintergrund zu drängen, so müssen wir deshalb diese 
Tendenz als mit dem Wesen des Schuldbegriffs und mit 
dem Wesen des Rechtes überhaupt in Widerspruch be- 
findlich zurückweisen. 

Tan Calker, Ethische Werte. 2 
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Für die juristische Beurteilung kommt in erster 
Linie das äußere Verhalten in Betracht und damit das 
objektive Moment der verbrecherischen Handlung, das 
in dem Wert des verietzten bezw. gefährdeten Rechts- 
gutes gegeben ist, in Betracht. Die Anschauungen über 
die Wertverschiedenheit sind historisch erwachsen, sie 
entwickeln und verschieben sich von Volk zu Volk und 
von Zeit zu Zeit, in diesen Werturteilen dokumentiert 
sich somit die Ansicht eines Volkes und einer Zeit über 
die Bedeutung, welche ein konkretes Interesse für den 
jeweiligen Stand und die Entwickelung der Lebens- 
bedingungen dieses Volkes hat Ein Verzicht auf die 
Berücksichtigung des objektiven Momentes bei der Be- 
wertung einer verbrecherischen Handlung würde des- 
halb eine Verwirrung über die Bedeutung der einzelnen 
Interessen für Gesellschaft und Staat und damit eine 
schwere Gefahr für die Erhaltung und Entwickelung 
der Lebensbedingungen unsers Volkes zur notwendigen 
Folge haben. 

Wenn wir nun im vorstehenden konstatiert haben, 
daß für die strafrechtliche Beurteilung das äußere Ver- 
halten und der Erfolg des normwidrigen Verhaltens in 
Betracht zu ziehen sei, so reicht diese Konstatierung 
noch nicht vollkommen aus, um ein klares Bild der 
Momente zu geben, die für jene Beurteilung tatsächlich 
von Bedeutung sind. Wir müssen uns weiterhin be- 
wußt werden, daß das Strafrecht, abgesehen von den 
eben konstatierten Wertverschiedenheiten, auch noch in 
anderer Weise Wertunterschiede feststellt. Ich meine 
das in folgendem Sinn: Gegenstand der strafrechtlichen 
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Beurteilung bildet nicht schlechthin jedes äußere Ver- 
halten, das sich als die Betätigung eines auf die Ver- 
letzung oder Gefährdung eines Rechtsgutes gerichteten 
Willens darstellt, es muß vielmehr dem Verhalten die- 
jenige Eigenschaft beiwohnen, die es vom Stand- 
punkt der Rechtsordnung aus für die Interessen 
der Gemeinschaft überhaupt als bedeutsam er- 
scheinen läßt: das Verhalten muß die objektive 
Möglichkeit einer Gefährdung jener Interessen 
begründen. Handlungen, welchen diese Eigenschaft 
fehlt, sind rechtlich indifferent, ein Bedürfnis der Ge- 
meinschaft, gegen ein solches rechtlich indifferentes Ver- 
halten durch das Mittel der Strafe zu reagieren, besteht 
nicht. Handlungen dieser Art können zwar für eine 
ethische Bewertung in Betracht gezogen werden, aber 
sie sind nicht Objekt strafrechtlicher Beurteilung. 
Es ergeben sich hieraus wichtige Konsequenzen: 
Einmal: das Strafrecht unterzieht seiner Beurteilung 
nicht alle kausalen Zusammenhänge, die zwischen einem 
„Erfolg" und einem äußeren Verhalten gegeben sind, 
Gegenstand seiner Beurteilung ist nur dasjenige Be- 
dingungsverhältnis, welchem die Erfahrung eine allge- 
meinere Bedeutung beimißt; eine Verbindung zwischen 
Verhalten und Erfolg, welche die Erfahrung als eine 
„singulare" charakterisiert, ist strafrechtlich indifferent 
Zum anderen: das Strafrecht unterzieht seiner Be- 
urteilung nicht dasjenige Verhalten, bei welchem die 
objektive Möglichkeit einer Gefährdung von Interessen 
dadurch ausgeschlossen wird, daß ein Träger von 
Interessen, welche gefährdet werden könnten, und sohin 



— 20 — 

ein mögliches Objekt des Verbrechens in diesem Sinn, 
überhaupt nicht vorhanden ist. 

Und endlich: da für das Strafrecht nicht schlecht- 
hin jedes äußere Verhalten, das- sich als die Betätigung 
eines verbrecherischen Willens darstellt, als Objekt 
seiner Bewertung in Betracht kommt, sondern nur das- 
jenige, dem die oben genannte Qualität beiwohnt, so 
kann eine strafbare Handlung nur dann als gegeben 
erachtet werden, wenn der verbrecherische Wille sich 
durch ein bestimmt geartetes Verhalten — ein Ver- 
halten, welches jene Eigenschaft besitzt — betätigt hat 
Es genügt nicht die einfache Betätigung des Willens, 
es ist erforderlich eine qualifizierte Willens- 
betätigung im angeführten Sinn. Aus diesem Grunde 
würde ein Standpunkt, der bei der strafrechtlichen Be- 
urteilung eines Tatbestandes ausschließlich subjektive 
Momente in Betracht ziehen, die Bewertung des ob- 
jektiven Momentes aber, das äußere Geschehen, außer 
acht lassen wollte, dem Wesen des Rechts widerspre- 
chen. 

Die Bedeutung, welche einer Grenzziehung zwischen 
Strafrecht und Ethik im eben gekennzeichneten Sinn 
beiwohnt, möchte ich durch die Erörterung einiger 
Fragen aus den Gebieten der Grundbegriffe des 
Strafrechts zu veranschaulichen suchen. 

Wir wollen zu diesem Zwecke zunächst den Be- 
griff der Schuld ins Auge fassen. 

Schuld im Rechtssinn ist Zusammenhang zwischen 
dem Willen eines zurechnungsfähigen Menschen und 
einer rechtlich relevanten Zustandsänderung. Die Zu- 
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rechnung zur Schuld enthält somit eine Konstatierung 
nach verschiedenen Richtungen, sie enthält: 

die Zurückführung der Zustandsänderung auf den 
Willen eines Menschen, 

die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit, 

ein Werturteil über die Zustandsänderung und 
über die Willensbeschaffenheit 

Die Zurückführung der Zustandsänderung auf den 
Willen eines Menschen setzt voraus eine Abwägung 
und Beurteilung der für die Zustandsänderung rele- 
vanten Bedingungen mit dem Resultat, daß diese Per- 
son durch ihr äußeres Verhalten eine Bedingung der 
Zustandsänderung gesetzt hat und daß diesem Bedin- 
gungsverhältnis erfahrungsgemäß eine allgemeinere Be- 
deutung beiwohnt. 

Das Schuldurteil umfaßt somit die Konstatierung 
des Kausalzusammenhangs und zwar desjenigen, 
welchen das Recht überhaupt als relevant betrachtet: 
des „typischen" oder „adäquaten" Kausalzusammen- 
hangs.^) Die Konstatierung des Kausalzusammenhangs 
enthält damit, wie die Konstatierung der Schuld über- 
haupt, ein Werturteil über das (willkürliche) Wirken 
eines Menschen, und dieses Urteil beruht 'auf einer 
Wahrscheinlichkeitsrechnung, bei welcher der zum Ur- 
teil Berufene — der Richter — alle diejenigen Um- 
stände der Zustandsänderung in Betracht zu 
ziehen hat, die der Erfahrung überhaupt zu- 



*) Über die in der Lehre vom Kausalzusammenhang heute 
vertretenen Anschauungen vgl. insbes. Radbruch, Die Lehre von 
der adäquaten Verursachung (1902). 



— 22 — 

gänglich sind — gleichgültig, ob diese Um- 
stände dem Täter zur Zeit derWillensbetätigung 
bekannt waren oder nicht^) 

Das Schuldurteil enthält weiterhin die Konstatie- 
rung der Zurechnungsfähigkeit des Täters als einer 
Voraussetzung der Schuld. Der Begriff der Zurech- 
nungsfähigkeit ergibt sich aus folgendem Gedanken- 
gang: Die Normen des Strafrechts haben eine doppelte 
Funktion: sie sind Befehle, welche ein bestimmtes 
Verhalten fordern, und sie sind gleichzeitig Regeln 
für die Beurteilung des Verhaltens. Das Strafgesetz 
kann aber als Beurteilungsnorm nur da zur Anwen- 
dung kommen, wo ihm die Möglichkeit gegeben ist, 
als Befehlsnorm zu wirken. Diese Möglichkeit bedingt 
einen bestimmten psychischen Zustand desjenigen, an 
welchen sich die Norm richtet: der psychische Zustand 
kann dahin charakterisiert werden, daß gegeben sein 
muß die Fähigkeit zu erkennen, daß ein bestimmtes 
Verhalten zu jenen Normen in Widerspruch steht, und 
die Fähigkeit, sich bei der Abwägung der Motive, der 
Entschlußfassung, dieser Erkenntnis gemäß zu verhalten. 
Zurechnungsfähigkeit ist somit in diesem Sinn die Fähig- 
keit des Menschen, sein Verhalten bewußt in Ein- 
klang zu halten mit den Normen des Rechts und 
der Ethik. Der psychisch gesunde und psychisch reife 
Mensch besitzt diese Fähigkeit und damit die Fähig- 



*) Ich stehe in dieser Auffassung im wesentlichen auf dem 
Standpunkt Rü melius, s. dessen Zufall im Recht, insbes. S. 47; 
Die Verwendung der Kausalbegriffe im Straf- und Zivilrecht, insbes. 
S. 19. 
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kelt „freier Willensbestimmung" im Sinne unseres Straf- 
gesetzbuches.^) Auf dieser Freiheit des Ichs be- 
ruht letztlich alle Verantwortlichkeit 

Die Zurechnung zur Schuld enthält endlich ein 
Werturteil über die Bedeutung der Zustandsände- 
rung und über die Willensbeschaffenheit. 

Von der Bewertung des objektiven Momentes, 
der Bedeutung der Verletzung, haben wir vorher be- 
reits gesprochen, der Wertmesser ist hier durch das 
positive Recht gegeben. Es bleibt die Aufgabe, das 
subjektive Moment näher ins Auge zu fassen. 

Die Freiheit des Ichs äußert sich in der Fähigkeit 
bewußter und vernünftiger Zwecksetzung, die Beur- 
teilung und Bewertung des Willensinhalts muß sohin 
die jeweiligen Zwecke, auf deren Erreichung der Wille 
gerichtet ist, zum Objekt nehmen. Als Maßstab der 
Beurteilung aber muß — wenn anders man von einem 
über bloß subjektives Meinen erhabenen Standpunkt 
aus zu solcher Beurteilung schreiten will — ein all- 
gemeingültiges und oberstes Ziel menschlicher Zweck- 
setzung aufgewiesen werden, an welchem dann jene 
Einzelzwecke gemessen und bewertet werden können. 
Ich habe an anderer Stelle darzutun versucht, daß der 
oberste Maßstab der Bewertung in der Idee der Ver- 
vollkommnung aller gegeben sei*) — an gegen- 

*) Meine Auffassung des Begriffes der Willensfreiheit habe ich 
in „Strafrecht und Ethik" S. 7 ff. näher ausgeführt. S. hierzu auch 
meinen Aufsatz über die strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit in 
der Deutschen Juristen-Zeitung Bd. II 1897 S. 25 ff. 

')van Calker, Politik als Wissenschaft, S. 15 ff. Zu der 
hier von mir entwickelten Auffassung vgl. Netter, Das Prinzip 
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wärtiger Stelle habe ich nur auszuführen, welche Kon- 
sequenzen ich aus meiner Qrundanschauung für die 
Beurteilung der vorliegenden Einzelfrage ziehe. 



der Vervollkommnung als Grundlage der Strafrechtsreform (Straß- 
burger Doktor-Dissertation 1900). M. E. Mayer, Die schuldhafte 
Handlung und ihre Arten im Strafrecht (Straßburger Habilitations- 
schrift 1901) S. 111 ff. Kleinfeller in der Kritischen Vierteljahrs- 
schrift Bd. XUV (1903) S. 232 ff. (Besprechung des Netterschen 
Buches). 

Gegen meine Auffassung v. Liszt, Lehrbuch des deutschen 
Strafrechts, 12. u. 13. Aufl. (1903) S. 82. v. Liszt führt hier fol- 
gendes aus: „Das Strafrecht kann sich und muß sich damit be- 
gnügen, die Notwendigkeit der Strafe für die Aufrechterhaltung 
der Rechtsordnung zu betonen. Die Strafrechtswissenschaft hat 
nicht die Aufgabe, die Berechtigung des Staates und der Rechts- 
ordnung selbst darzutun", und dazu in Anm. 3: „Abzulehnen daher 
der von van Calker und seinen Anhängern (Netter) im Anschluß an 
Stammlers „Soziales Ideal", aber unter Vermengung von Recht 
und Sittlichkeit gemachte Versuch, das Prinzip der Vervollkomm- 
nung (der Entwicklung des Individuums durch die Entwicklung 
der Gattung) zum obersten Prinzip des Staates wie der Strafe zu 
machen". Gegen diese Ausführungen folgendes: Das Strafrecht 
bedarf m. E. eines Beurteilungsprinzips, das über den Bestim- 
mungen einer konkreten Rechtsordnung steht und bei der Auf- 
weisung dieses Prinzipes ist es deshalb nicht angängig, nur 
eine bestimmte gegebene Ordnung der Gesellschaft ins Auge zu 
fassen, das Augenmerk muß vielmehr auf die dauernden Ziele 
der menschlichen Gemeinschaft und ihrer Glieder gerichtet werden. 
Da von meiner Grundauffassung aus das Recht einen Teil der 
sittlichen Ordnung bildet, ist das Beurteilungsprinzip für Strafrecht 
und Ethik allerdings für mich ein einheitliches; eine „Ver- 
mengung" von Recht und Ethik ist damit aber nicht bedingt 
Jedenfalls ist es mein ernstliches Bemühen, die Grenzlinie zwischen 
Strafrecht und Ethik schärfer zu ziehen als dies bisher m. E. ge- 
schehen. 

Gegen das Ziel der Vollkommenheit als Beurteilungsprinzip 
des Rechts auch Stammler, Die Lehre von dem richtigen Rechte. 
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Den Normen der sittlichen Ordnung eignet ein 
einheitliches Ziel: die Ermöglichung und Förderung 
des Zusammenlebens und Zusammenwirkens der Men- 
schen durch Oarantierung ihrer Existenz- und Entwicke- 
lungsbedingungen im Sinne der Vervollkommnung 
aller. Jede Zwecksetzung, die sich zu jenen Normen 
in Widerspruch setzt, enthält damit eine Verneinung 
der Existenz- und Entwickelungsbedingungen, der ne- 
gative Wert der einzelnen Zwecksetzung ist aber um 
so größer, je stärker die Intensität des Widerspruchs 
gegen jene Bedingungen ist, welche in der konkreten 
Zwecksetzung zum Ausdruck gelangt. 



insbes. S. 76 ff. und 199 ff. Stammler anerkennt das Prinzip der 
Vervollkommnung für die Beurteilung innerhalb des Gebietes der 
sittlichen Lehre, während er als Beurteilungsprinzip für das Gebiet 
des Rechtes das soziale Ideal bezeichnet und hier das Prinzip 
der Vervollkommnung abweist. Mein Standpunkt dieser Auffassung 
gegenüber ist folgender: Das Strafrecht beschrankt sich nicht darauf, 
das äußere Verhalten der Gemeinschaftsglieder zu beurteilen 
und zu bewerten, es berücksichtigt vielmehr eingehend die ethi- 
schen Werte der Zwecksetzung. Als Beurteilungsprinzip für die 
Gesinnung scheint mir aber die Idee des sozialen Ideales — da 
sie ja auf das äußere Verhalten gerichtet ist — nicht auszureichen, 
ich sehe mich deshalb genötigt, an der Idee der Vervollkommnung 
als Beurteilungsprinzip aller Zwecksetzung auch für die Beur- 
teilung und Bewertung der in der schuldhaften Handlung gegebenen 
Zwecksetzung festzuhalten. Ich glaube übrigens in dem entschei- 
denden Grundgedanken nicht allzuweit von der Anschauung Stamm- 
lers abzuweichen, betont doch St. ausdrücklich a. a. O. S. 85: 
„Aber sie — richtiges Recht und sittliche Lehre — beziehen sich 
doch auf die gleiche Materie der menschlichen Willensbetätigungen 
und führen sich beide auf dasselbe Grundgesetz, das oberste Ziel 
für das Wollen zurück" und S. 87: „Das richtige Recht bedarf zu 
seiner vollkommenen Erfüllung der sittlichen Lehre". 
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Ein Zusammenleben und Zusammenwirken der 
Menschen im Sinne des höchsten Zieles stellt an alle 
Glieder der Gemeinschaft die Forderung einer Rück- 
sichtnahme auf die Existenz- und Entwickelungsbedin- 
gungen, auf die objektiv berechtigten Interessen der 
Nebenmenschen. Wer dieser Forderung nicht entspricht, 
wer seine Zwecke verfolgt ohne Rücksicht auf die ob- 
jektiv berechtigten Interessen anderer, befindet sich im 
Widerspruch zu einer Grundbedingung des Gemein- 
schaftslebens. Die Norm fordert damit, daß ein jedes 
Glied der Gemeinschaft seine Aufmerksamkeit auf 
die möglichen Folgen seines Verhaltens für fremde 
Interessen richte und daß die Vorstellung des Eintrittes 
einer Verietzung fremder Interessen als Folge des Ver- 
haltens die Entstehung des Entschlusses zu einem sol- 
chen Verhalten verhindere. 

Psychologisch ausgedrückt ist damit eine bestimmte 
Bewertung der Norm erfordert: Die Tatsache der 
Existenz der Norm kann nur unter der Voraussetzung 
jene Wirkung haben, daß der Vorstellung ihrer Ein- 
haltung ein höherer Gefühlswert beiwohnt, als der 
Vorstellung von dem Zweck, welcher durch das norm- 
widrige Verhalten erreicht werden soll. Die Möglich- 
keit einer solchen Wirkung der Norm ist damit an die 
Voraussetzung gebunden, daß die Möglichkeit be- 
stand, die Existenz der Norm zu erkennen. 
Auch hier gilt der Satz: Eine Norm kann nur dann 
als Beurteilungsnorm dienen, wenn die Möglichkeit 
bestand, daß sie als Befehlsnorm wirkte. Das ethische 
Unwerturteil setzt damit die Möglichkeit des Be- 
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wußtseins der Normwidrigkeit voraus, und diese 
Möglichkeit ist deshalb ein Essentiale des Schuldbegriffs.^) 
Und so ist in der Gleichgültigkeit gegen die Norm 
die Grundlage aller Schuld und gleichzeitig der 
unterste Schuldgrad gegeben. 

Von diesem untersten Grad steigt die Schwere der 
Schuld in subjektiver Beziehung bis zu dem höchsten 
Grad: demjenigen Fall der Zwecksetzung, in welchem 
die Verletzung des fremden Interesses den Zweck des 
Handelnden bildet, die Schuld wird um so größer, 
je geringer der Gefühlswert objektiv richtiger 
Zwecksetzung ist 

Das Recht unterscheidet nun zwei Schuldarten: 
Vorsatz und Fahrlässigkeit. Daß der höchste Grad der 
Schuld unter den Begriff Vorsatz, der niedrigste unter 
den Begriff der Fahrlässigkeit fällt, ist nicht zweifelhaft, 
wohl aber muß erst in eingehenderer Untersuchung fest- 
gestellt werden, in welcher Weise die Grenzlinie zwi- 
schen den beiden Begriffen zu ziehen ist. Vom Stand- 
punkt der eben entwickelten Auffassung handelt es 
sich bei dieser Grenzbestimmung um die Feststellung 
eines typischen Wertunterschiedes innerhalb der Ge- 

*) Eine Betrachtung des Schuldbegriffe unter dem Gesichts- 
punkt einer ethischen Bewertung der Willensbeschaffenheit ist neuer- 
dings insbes. gegeben bei Merkel, Lehrbuch des Straf rechts S. yoff. 
Liepmann, Die ethischen Grundlagen des SchuH begriffe, Zeit- 
schrift für die ges. Strafrechtswissenschaft Bd. XIV S. 446 ff. Der- 
selbe, Einleitung in das Strafrecht, S. 114 ff. M. E. Mayer, Die 
schuldhafte Handlung und ihre Arten, S. 107 ff. Derselbe, Rechts- 
normen und Kultumormen, insbes. S. 74ff. Kohlrausch, Irrtum 
und Schuldbegriff Bd. I. v. Hippel, Die Grenze von Vorsatz und 
Fahrlässigkeit. Finger, Lehrbuch des Strafrechts Bd. I S. 229 ff. 
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samtheit der möglichen Schuldgrade. Liegt das unter- 
scheidende Merkmal zwischen dem untersten und dem 
obersten Schuldgrad in der Verschiedenheit des Ver- 
hältnisses der Zwecksetzung des Täters zu den objektiv 
berechtigten Zwecken der Gemeinschaft, so muß über- 
haupt in der Art dieses Verhältnisses das gesuchte 
Kriterium zu finden sein. Beim untersten Schuldgrad 
ist das Verhältnis ein negatives: die fremden Interessen 
kommen bei der Zwecksetzung überhaupt nicht in Be- 
tracht, sie haben keinen Gefühlswert. Bei dem höchsten 
Schuldgrad ist das Verhältnis das entgegengesetzte: 
die Vernichtung der fremden Interessen bildet den In- 
halt der Zwecksetzung, der mit der Vorstellung von 
der Vernichtung der fremden Interessen verbundene 
Gefühlswert führt zur Handlung. Die Grenze muß sich 
da befinden, wo das negative Verhältnis in das posi- 
tive übergeht, d. h. wo der Gefühlswert der Vorstellung 
des zu erreichenden subjektiven Zweckes größer wird 
als der Gefühlswert der Vorstellung von dem Eintritt 
des rechtswidrigen Erfolges. Um mit Worten des täg- 
lichen Lebens zu sprechen: sobald der Täter lieber 
den Eintritt des rechtswidrigen Erfolges als Folge seines 
Verhaltens mit hinnimmt, als daß er auf die Erreichung 
seines subjektiven Zweckes verzichtet, ist Vorsatz ge- 
geben.^) In solchem Fall umfaßt sein Entschluß die 
Möglichkeit des Eintritts jenes Erfolges, er „nimmt den 
Erfolg mit in Kauf". Die verschiedene Intensität des 
verbrecherischen Willens kann im Sinne dieses Ge- 
dankenganges durch folgende Begriffsbestimmungen 
*) Vgl. hierzu insbes. v. Hippel a. a. O. S. 140 ff. 
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zum Ausdruck gebracht werden: Fahrlässigkeit ist pflicht- 
widrige Unvorsichtigkeit; Vorsatz ist der Entschluß, 
einen in seinen strafrechtlich relevanten Tatumstanden 
vorgestellten Erfolg herbeizuführen.^) 

In unmittelbarem Zusammenhang mit der Frage 
nach dem Wesen der Schuld und ihrer Arten steht 
die Frage nach der Bedeutung des Irrtums.*) Ist dem 
Begriff der Schuld wesentlich die Möglichkeit des Be- 
wußtseins der Normwidrigkeit, so wird die Annahme 
der Schuld ausgeschlossen durch eine Nichtüberein- 
stimmung zwischen Vorstellung und Wirklichkeit, welche 
jene Möglichkeit als nicht gegeben erscheinen läßt. In 
solchem Fall ist auch die Möglichkeit, daß die Vor- 
stellung der Normwidrigkeit auf Grund ihres Gefühls- 
wertes als Hemmungsvorstellung wirken könnte, nicht 
vorhanden, es schließt somit der unvermeidbare 
Irrtum über die Normwidrigkeit die Zurech- 
nung zur Schuld aus. In weiterem Umfang wirkt 
der Irrtum, wenn die Zurechnung zum Vorsatz in 
Frage kommt. Da dem Begriff dieser Schuldart wesent- 
lich ist, daß eine Abwägung der Gefühlswerte — der 
Vorstellung des zu erreichenden subjektiven Zweckes 
einerseits, des objektiv richtigen Zweckes andererseits — 
stattfindet, so liegt Vorsatz nicht vor, wenn infolge 

*) Vgl. hierzu van Calker, Die Delikte gegen das Urheber- 
recht, S. 157; zu der dort gegebenen Begriffsbestimmung M. E. 
Mayer a. a. O. S. i49f. 

•) Ober die Frage in der neueren Literatur insbes. Lucas, 
Die subjektive Verschuldung, S. 6off. Liepmann, Einleitung in 
das Strafrecht, S. 134 ff. M. E. Mayer, Rechtsnormen und Kultur- 
normen S. 74ff., vor allen Kohlrausch, Irrtum und Schuldbegriff, 
Bd. I und Finger, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, B. I S. 227 ff. 
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einer Nichtübereinstimmung zwischen Vorstellung und 
Wirklichkeit die Vorstellung der Normwidrigkeit über- 
haupt nicht gegeben ist. Es schließt somit auch der 
vermeidbare Irrtum über die Normwidrigkeit die Zu- 
rechnung zum Vorsatz aus. Mit der Feststellung der 
Bedeutung des Irrtums in diesem Sinne ist meines Er- 
achtens die Bedeutung des Irrtums im Strafrecht über- 
haupt erschöpfend gekennzeichnet: der Irrtum „über 
Tatumstände, welche zum gesetzlichen Tatbestand ge- 
hören" ist ein Irrtum in dem gekennzeichneten Sinne, 
denn das Fehlen eines Tatbestandsmerkmales in der 
Vorstellung verhindert eine objektiv richtige Bewertung 
des Tatbestandes, der Irrtum „über die Rechtswidrig- 
keit" kommt deshalb insoweit in Betracht, als die Rechts- 
widrigkeit Tatbestandsmerkmal ist, der Irrtum über die 
Strafbarkeit dagegen bleibt irrelevant, weil er nicht die 
Voraussetzungen, sondern die Folgen der Normwidrig- 
keit betrifft 

Weitere Fragen, zu deren Entscheidung unser Be- 
urteilungsprinzip gute Dienste leisten kann, liegen auf 
dem Gebiet der Schuldformen. Als „Schuldformen" 
möchte ich einerseits Vollendung und Versuch des 
Verbrechens und andererseits die Arten der Teil- 
nahme am Verbrechen bezeichnen. Die Unterscheidung 
von Vollendung und Versuch ist eine Frage der 
Bewertung des äußeren Geschehens, der Zustandsände- 
rung. Die Schwierigkeit liegt hier nicht in der Ab- 
grenzung zwischen Vollendung und Versuch *) — diese 

') Vgl. hierzu insbes. H. Meyer, Der Anfang der Ausführung, 
V, Liszt, Lehrbuch, S. 204, Frank, Das Strafgesetzbuch für das 
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Entscheidung ergibt sich zumeist einfach aus der im 
Gesetz enthaltenen Aufzahlung der zum Begriff des 
vollendeten Delikts erforderlichen Merkmale — sondern 
in der Grenzziehung zwischen (grundsätzlich strafbarem) 
Versuch und (grundsatzlich strafloser) Vorbereitungs- 
handlung. Bei dieser Grenzziehung handelt es sich 
um eine Bewertung der verschiedenen möglichen Zu- 
standsänderungen; der Maßstab für diese Bewertung 
ist in dem gesetzlichen Tatbestand des einzelnen Ver- 
brechens insofern gegeben, als hier konstatiert wird, 
welches Verhalten das Gesetz als „Ausführungshand- 
lung" bewertet: ein „Anfang der Ausführung'' liegt in 
demjenigen Verhalten, das erfahrungsgemäß zur 
unmittelbaren Verwirklichung der Tatbestands- 
merkmale generell geeignet ist und das sich so- 
mit als Angriffshandlung darstellt Hiermit ist 
das Kriterium für die prinzipielle Unterscheidung von 
Versuchs- und Vorbereitungshandlungen gegeben. 

Neben der Unterscheidung von Versuch und Vor- 
bereitungshandlungen bildet in der Lehre vom Versuch 
die Frage der Strafbarkeit des „Versuchs mit abso- 
lut untauglichen Mitteln" oder „am absolut un- 
tauglichen Objekt" den Gegenstand einer bedeut- 
samen Meinungsverschiedenheit*) Auch hier handelt 
es sich, da ja bezüglich des auf die Herbeiführung des 
rechtswidrigen Erfolges gerichteten Willens ein Wert- 



Deutsche Reich (3. u. 4. Aufl.) S. syff. Finger, Lehrbuch, Bd. I 
S. 3ioff._ 

') Über den Stand der Frage s. insbes. Delaquis, Der un- 
taugliche Versuch (1904). 
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unterschied nicht gegeben ist, m. E. um eine Bewertung des 
äußeren Verhaltens. Die Frage ist die: Wohnt dem 
im absolut untauglichen Versuch gegebenen Verhalten 
derjenige Wert bei, welchen das Gesetz zur Strafbarkeit 
des Versuchs erfordert? Die Frage ist vom Standpunkt 
der oben entwickelten Anschauung aus in folgender 
Weise zu entscheiden: Als Objekt strafrechtlicher Be- 
urteilung und Bewertung kommt nur ein solches Ver- 
halten in Betracht, durch welches die objektive Mög- 
lichkeit einer Gefährdung von Interessen begründet 
wird. Ein Verhalten, dem dieser Charakter nicht bei- 
wohnt, kann als Äußerung einer ethisch verwerflichen 
Gesinnung Objekt ethischer Bewertung sein, einen 
Gegenstand juristischer Bewertung aber bildet es nicht. 
Es ist mithin festzustellen, ob durch das zur Ver- 
wendung gebrachte Mittel die objektive Möglichkeit 
einer Gefährdung begründet wurde: Straflos ist der 
Versuch mit „absolut untauglichen Mitteln" dann — und 
nur dann — , wenn unter den zur Zeit der Willens- 
betätigung gegebenen Umständen die objektive Mög- 
lichkeit einer Gefährdung nicht bestanden hat^) 

*) Trotzdem meiner Grundauffassung eine möglichst ein- 
gehende Berücksichtigung der ethischen Werte im Strafrecht ent- 
spricht, kann ich mich somit nicht auf den Standpunkt der subjek- 
tiven Versuchstheorie stellen. Eine unbedingte Durchführung des 
subjektiven Standpunktes muß zu einem Eingriff in das Gebiet der 
Ethik führen. In durchaus zutreffender Weise beschränkt m. E. 
das Urteil des Reichsgerichts v. 21. Juni 1900 — Entscheidungen 
Bd. XXXHI S. 321 ff. — die Strafbarkeit des Versuchs, wenn es aus- 
führt: „So wenig der noch ini Inneren des Menschen verschlossene 
böse Wille Gegenstand des Straf rechtes ist, ebensowenig können 
solche Handlungen als strafbare Äußerung desselben gelten, die 



iwil 
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Für die Beurteilung der Strafbarkeit des Versuchs 
am absolut untauglichen Objekt ist ebenfalls auf 
das vorher Ausgeführte zurückzugreifen: Das Strafrecht 
unterzieht seiner Beurteilung nicht dasjenige Verhalten, 
bei welchem die objektive Möglichkeit einer Gefährdung 
von Interessen dadurch ausgeschlossen wird, daß ein 
Träger von Interessen, welcher durch das konkrete 
Verhalten gefährdet werden könnte, überhaupt nicht 
existiert. Straflos .ist deshalb der objektlose Versuch 
in diesem Sinn — der Tötungsversuch an einer Leiche, 
der Abtreibungsversuch, wenn eine Schwangerschaft 
nicht besteht. Ein objektloser Versuch liegt dagegen 
nicht vor, Strafbarkeit ist mithin gegeben beim Versuch 
eines Diebstahls aus einer leeren Tasche oder einem 
leeren Kassenschrank, wenn ein Träger von Vermögens- 
interessen, welcher durch die Handlung gefährdet 
werden könnte, überhaupt existiert 

Eine Frage der richtigen Grenzziehung zwischen 
Strafrecht und Ethik ist weiterhin bei der Unterscheidung 



völlig sowohl außerhalb der physischen als auch der psychischen 
Kausalität liegen. Wie tatsachlich, so sind sie auch rechtlich in- 
different, sie fallen aus dem Kreise kausaler Veranstaltungen ganz 
hinaus und haben nur Bedeutung für die Sphäre des Sittlichen, 
der Moral". Aber wie sind nun Handlungen, „die völlig außer- 
halb der physischen, als auch der psychischen Kausalität liegen", 
näher zu charakterisieren? M. E. als Handlungen, denen die ob- 
jektive Möglichkeit, eine Interessengefährdung zu begründen, fehlt. 
Damit haben wir ein Kriterium für die Abgrenzung von Recht 
und Ethik und damit in der hier vorliegenden Frage ein Kriterium 
— freilich noch keineswegs eine alle Zweifel ausschließende 
Zauberformel — für die Begrenzung der Strafbarkeit des Versuchs, 
van Calker, Ethische Werte. o 
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von Mittäterschaft und Bei hülfe gegeben.*) Vom 
Standpunkt des Gesetzes aus ist Mittäterschaft gemein- 
schaftliche Ausführung einer strafbaren Handlung, Bei- 
hülfe Hülfeleistung zur Begehung des Delikts. Damit 
ist — jedenfalls nach dem Sprachgebrauch des täglichen 
Lebens — zunächst für die Unterscheidung der Wert 
des äußeren Verhaltens als maßgebend erklärt: eben- 
so wie der Vorbereitungshandlung gegenüber der Aus- 
führungshandlung, so kommt auch der Hülfeleistung 
zur Begehung gegenüber der gemeinschaftlichen Aus- 
führung ein geringerer Wert zu. Was unter der „Aus- 
führungshandlung" zu verstehen ist, haben wir eben 
erörtert: wir haben sie als dasjenige Verhalten charak- 
terisiert, das erfahrungsgemäß zur unmittelbaren Ver- 
wirklichung der Tatbestandsmerkmale generell geeignet 
ist Die Hülfeleistung stellt sich demgegenüber als ein 
Verhalten dar, das, an sich betrachtet, als strafrechtlich 
indifferent erscheint, und das einen bestimmten „Wert" 
nur durch den Wert der Ausführungshandlung erlangt. 
Das Gesetz unterscheidet somit Mittäterschaft und Bei- 
hülfe im Hinblick auf den objektiven Wert des Ver- 
haltens. Aber die Frage ist meines Erachtens mit dieser 
Konstatierung allerdings noch nicht erledigt — wir 
müssen weiter noch untersuchen, ob das Gesetz nicht 
auch in subjektiver Beziehung einen Wertunterschied 
feststellt. Eine solche Möglichkeit besteht: der ethische 
Wert des Willensinhaltes ist nicht der gleiche, wenn 



^) Über die Kontroverse s. insbes. Birkmeyer, Die Lehre 
von der Teilnahme und die Rechtsprechung des deutschen Reichs- 
gerichts. Frank, a. a. O. S. 69 ff. 
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der Täter die Tat „als seine eigene", „im eigenen In- 
teresse" und wenn er sie „als eine fremde", „im fremden 
Interesse" will. Der Gesetzgeber könnte nun diese 
ethischeWertverschiedenheit zu einer juristisch rele- 
vanten machen — er hat aber meines Erachtens dies 
nicht getan, weder durch eine ausdrückliche Anord- 
nung noch in der Weise, daß er die freie Berück- 
sichtigung des ethischen Wertes dem Richter anheim- 
stellte, er hat vielmehr den Richter durch die Bewertung 
nach der objektiven Seite gebunden. Der Unterschied 
zwischen Mittäterschaft und Beihülfe ist mithin vom 
Standpunkt unserer Orundauffassung aus dahin zu be- 
stimmen, daß dem Begriff der Mittäterschaft die Be- 
teiligung an der Ausführungshandlung, d. i. der 
Angriffshandlung, wesentlich ist. 

Zur Charakterisierung der Bedeutung des straf- 
rechtlichen Beurteilungsprinzips möchte ich Sie nun 
endlich noch auf das Gebiet der Bestimmung der 
Strafe in Gesetz und Urteil führen, auf welchem 
meines Erachtens die konsequente Durchführung der 
bisher entwickelten Gedanken für die gerechtere und 
zweckmäßigere Gestaltung des ganzen Strafensystems 
von besonderer Wichtigkeit ist. Wir haben vorher fest- 
gestellt, daß das Objekt der Beurteilung und Bewertung 
nach der subjektiven Seite in dem Inhalt der Zweck- 
setzung gegeben ist, daß wir somit bei der Beurteilung 
und Bewertung der Größe der Schuld von einer Be- 
wertung der Zwecke auszugehen haben. Für die Be- 
stimmung der Strafe in Gesetz und Urteil ist maßgebend 
das Prinzip der gerechten Vergeltung, d. h. die 

3* 
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Strafe ist zu bemessen proportional zu der Größe 
der Schuld.*) Der Bestimmung der Strafe muß somit 
— abgesehen von der Feststellung der Bedeutung des 
Erfolges — vorausgehen eine Feststellung der ein- 
zelnen Orade der Schuld. Eine solche Feststellung 
ist gegeben in der Unterscheidung der Schuldarten. 
Eine solche Feststellung ist nun aber meines Erachtens 
noch über die Bestimmungen des geltenden Rechtes 
hinaus in folgender Weise möglich: Wir haben oben 
die Schuldarten unterschieden mit Rücksicht auf das 
Wertverhältnis, das zwischen der subjektiven Zweck- 
setzung und einer objektiv richtigen Zwecksetzung be- 
steht, es läßt sich dieser Gedankengang weiter durch- 
führen und zwar in der Weise, daß wir nun nicht mehr 
lediglich den Inhalt der konkreten subjektiven Zweck- 
setzung, sondern vielmehr auch den regelmäßigen 
Inhalt der Zwecksetzung, die Gefühlsdisposition, die 
„Gesinnung", welcher eine verbrecherische Handlung 
entstammt, ins Auge fassen und zu bewerten suchen. 
Der ethische Wert der Gefühlsdisposition be- 
stimmt sich nach einem doppelten Gesichtspunkte: 
Einmal nach der Qualität der Gesinnung und zum 
andern nach der Stärke der Gefühlsdisposition. 



*) Vgl. zum folgenden van Calker, Vergeltungsidec und 
Zweckgedanke und Derselbe, Gutachten für den 26. Deutschen 
Juristentag. 

Ober die von mir vertretene Auffassung des Verhältnisses 
zwischen Vergeltungsidee und Zweckgedanke Sichart, Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft Bd. XXI S. 151 ff. J. Stern, 
Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft Bd. XXIV S. 35 ff. 
F. Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien. 
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Zunächst die ethische Qualität der Gesinnung^): 
Verbrechen entspringen in der großen Mehrzahl der 
Fälle aus einer Gesinnung, deren ethische Qualität nicht 
zweifelhaft ist, man bezeichnet dieselbe als verwerflich, 
gemein, wohl auch als ehrlos.*) Diese verschiedenen 
Bezeichnungen bedeuten das nämliche. Sie konsta- 
tieren die ethische Mißbilligung; beim Begriff ehrlos 
tritt dabei eine besondere Beziehung auf die Person 



*) Vgl. hierzu van Calker, Strafrecht und Ethik S. 22 ff. 

•) G^;en die Verwendung des Begriffs der „ehrlosen Ge- 
sinnung" V. Liszt, Gutachten für den 26. Deutschen Juristentag, 
Verhandlungen Bd. I (1902) S. 259 ff., insbes. S. 284: „Ich habe 
vergeblich in unseren Kommentaren und Lehrbüchern nach einer 
Begriffsbestimmung der „ehrlosen" Gesinnung mich umgesehen; 
es ist kein unbilliges Verlangen, daß uns die Vertreter des an 
van Caikers Namen anknüpfenden Vorschlags doch einmal klipp 
und klar sagen möchten, was sie unter diesem ihrem Schlagwort 
verstehen. Das deutsche Strafgesetzbuch der Zukunft muß sich 
auf den sozialethischen Standpunkt stellen, wenn es unser 
heutiges Rechtsbewußtsein befriedigen soll. Nach seinem Unwert 
für die Gesellschaftsordnung, d. h. für die Rechtsordnung, ist das 
Verbrechen zu beurteilen. Nicht die Ehrlosigkeit, sondern die 
antisoziale Richtung, die Richtung gegen die Lebensgüter der 
Gesellschaft, kennzeichnet objektiv das Verbrechen, nicht die Un- 
ehrenhaftigkeit, sondern die antisoziale Gesinnung kennzeich- 
net subjektiv den Verbrecher." 

Gegen diese Ausführungen folgendes: M. E. tritt gerade der 
von V. Liszt geforderte Gesichtspunkt der „antisozialen Richtung" 
in dem Begriff „ehrlos" scharf zutage — es ist dies allerdings 
kein Wertbegriff, der durch die konkrete Rechtsordnung festgestellt 
wird, sondern ein ethischer Wert, dessen Prinzip in den dauernden 
Zielen der menschlichen Gemeinschaft überhaupt gegeben erscheint. 
Vgl. hierzu femer M. E. Mayer, Die schuldhafte Handlung 
S. 195 ff. und eine Besprechung des v. Lisztschen und meines 
Gutachtens von W. Heine, Sozialistische Monatshefte 1903 S. 22 ff. 
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des Trägers jener Gesinnung in den Vordergrund. Es 
wird zum Ausdruck gebracht, daß das betreffende In- 
dividuum die Mißachtung der Rechtsgenossen verdiene, 
weil seine Gesinnung im Widerspruch stehe zu den 
Maximen, deren konstante Befolgung in der Anschau- 
ung der Gemeinschaft den „Ehrenmann" kennzeichnet. 
An den Begriff einer besonderen Standesehre — etwa der 
„Kavalierehre" — wird hierbei in keiner Weise gedacht, 
es kommt hier vielmehr die Ehre nur in dem Sinne 
in Betracht, wie sie einem jeden Gliede der Rechts- 
gemeinschaft zukommt, das auf Grund eines den Normen 
des Rechts und der Ethik entsprechenden Verhaltens in 
der Gemeinschaft in Achtung steht. 

Den Gegensatz zu der ehrlosen bildet die ehren- 
hafte oder achtungswerte Gesinnung. Tritt nun der 
Ausnahmefall ein, daß ein Verbrechen aus einer ehren- 
haften Gesinnung begangen wird, so spricht sich hierin 
insofern ein geringerer Schuldgrad aus, als sich der 
betreffende Täter zwar zu den Vorschriften des Rechts 
in Widerspruch setzt, dabei aber gleichwohl seiner Ge- 
sinnung nach im Einklang bleibt mit den ethischen 
Anschauungen der Rechtsgenossen. 

Der ethische Wert der Gesinnung, und damit die 
Größe der Schuld, bestimmt sich weiter nach der 
Stärke der Gefühlsdisposition. Diese ist zu berechnen 
aus dem Stärkeverhältnis der für die Begehung des 
Verbrechens bestimmenden Motive zu den Motiven, 
welche für das Handeln des betreffenden Individuums 
regelmäßig maßgebend sind. Es lassen sich in dieser 
Richtung folgende Schuldstufen — von einander na- 
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türlich nicht scharf geschieden, sondern durch mannig- 
fache Übergänge verbunden — ihrer typischen Be- 
deutung nach unterscheiden: Die unterste Stufe ist 
dann gegeben, wenn das Verhältnis der für und gegen 
die Begehung der strafbaren Handlung gegebenen Mo- 
tive ein solches ist, daß den gegen die Begehung der 
strafbaren Handlung sprechenden Motiven regelmäßig 
der größere Gefühlswert innewohnt als den auf der 
entgegengesetzten Seite befindlichen und daß es damit 
eines starken äußeren Reizes bedarf, um einen in der 
Richtung des Verbrechens liegenden Entschluß hervor- 
zubringen. Es ist in solchem Falle die Begehung des 
Deliktes eine der Eigenart der Person fremde Erschei- 
nung. Wir bezeichnen das Individuum, dessen psy- 
chischer Zustand bei der Begehung der strafbaren 
Handlung der eben gekennzeichnete ist, als „Oelegen- 
heitsverbrecher". 

Eine höhere Schuldstufe ist dann gegeben, 
wenn sich jenes Verhältnis der für und gegen das Ver- 
brechen vorhandenen Motive in der Weise verschiebt, 
daß konstante Hemmungsvorstellungen gegen die Aus- 
führung von Verbrechen nicht oder nur in geringem 
Maße und mit geringem Gefühlswert vorhanden sind. 
Aus diesem Verhältnis ergibt sich eine Gleichgültig- 
keit gegenüber den Normen des Strafgesetzes und aus 
dieser Gleichgültigkeit resultiert die Erscheinung, daß 
ein geringer äußerer Anlaß das betreffende Indivi- 
duum zum Verbrechen führt Wir bezeichnen den 
Verbrecher, bei welchem in der eben gekennzeichneten 
Weise ein Widerstand gegen den Anreiz zum Ver- 
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brechen nicht oder nur in geringem Orade vorhanden 
ist, und der infolge hiervon schließlich bei jedem An- 
laß, den ihm seine Lebensverhältnisse bieten, zum Ver- 
brechen schreitet, als „Gewohnheitsverbrecher". Wir 
nennen den Gewohnheitsverbrecher „gewerbsmäßigen 
Verbrecher", wenn der zum Verbrechen führende Reiz 
dadurch einen besonders hohen Gefühlswert erhält, daß 
die Begehung des Verbrechens zu dem Zweck ge- 
schieht, aus der Begehung von Verbrechen eine Quelle 
dauernder Einnahmen zu machen. 

Endlich der höchste Schuldgrad: Dieser ist dann 
gegeben, wenn die Gefühlsdisposition so gestaltet ist, 
daß die Begehung von Verbrechen als solche dem 
Täter eine Lustempfindung gewährt, wenn der Täter 
Verbrechen begeht aus Lust am Verbrechen. In 
diesem Falle liegt in dem konkreten Verbrechen der 
höchste Grad der Schuld vor, weil hier die aus der 
bewußten Auflehnung gegen die Existenz- und Ent- 
wickelungsbedingungen der Gesellschaft erwartete Lust 
unmittelbar das Motiv des Verbrechens bildet. Wir 
müssen deshalb in jenem Verbrecher den gefährlichsten 
Feind der menschlichen Gemeinschaft erblicken. 

Wir sind auf Grundlagen unsrer bisherigen Er- 
wägungen zu einer Theorie der Bewertung gekommen 
— zu einer Theorie. Hat diese Theorie auch prak- 
tische Bedeutung? Ich glaube ja. Gestatten Sie mir, 
daß ich Ihnen zum Schluß meiner Ausführungen noch 
mit wenigen Worten ausführe, welche Gesichtspunkte 
sich meines Erachtens aus einer Berücksichtigung der 
ethischen Werte im eben angegebenen Sinn für die zu- 
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künftige Gestaltung der Strafrechtspflege ergeben^): Für 
die Bestimmung der Strafe nach Art und Maß wird in 
weiterem Umfange und in konsequenterer Durchführung 
als dies im geltenden Recht geschieht, neben der Bedeu- 
tung des äußern Erfolges der ethische Wert der verbreche- 
rischen Gesinnung in Rücksicht zu ziehen sein und zwar 
muß meines Erachtens die Qualität der Gesinnung ins- 
besondere in der Richtung in Betracht gezogen werden, 
daß auf eine besondere Art der Freiheitsstrafe 
dann zu erkennen sein wird, wenn das Verbrechen in 
concreto aus einer ehrenhaften Gesinnung entsprungen 
ist Und auch bei der Gestaltung des Strafvoll- 
zuges wird prinzipiell auf dieses Moment Rücksicht zu 
nehmen sein. Ich halte somit die in der Resolution 
Gröber ausgesprochenen Gesichtspunkte für durchaus 
berechtigt und praktisch verwendbar. 

Die Intensität der verbrecherischen Ge- 
sinnung andrerseits wird neben der Bedeutung des 

') Eingehendere Vorschläge s. in meinem Gutachten für 
den 26. Deutschen Juristentag Bd. II (1902) S. 237 ff. Dazu Netter, 
V. C.S Gutachten über die Strafrechtsreform in der Beilage zur 
Münchener Allgem. Zeitung Jahrg. 1903 S. 329 ff. 

Über die Reformfragen s. insbes. R Schmidt, Die Aufgaben 
der Straf rechtspf lege. Lammasch, Die Aufgaben der Straf rech ts- 
pflege, Zeitschrift Bd. XV S. 633 ff. v. Bar, Probleme des Straf- 
rechts. Derselbe, Die Reform des Straf rechts. Birkmeyer, Zeit- 
schrift Bd. XVI S. 97 ff. und Archiv für Strafrecht 1901 S. 67 ff. 
Wach, Die kriminalistischen Schulen und die Strafrechtsreform 
(Leipziger Rektoratsrede), v. Liszt, Gutachten für den 26. Deutschen 
Juristentag (1902) Bd. I S. 259 ff. Kahl, Referat über die Gut- 
achten für den 26. Deutschen Juristentag von v. Liszt und van 
Calker, Verhandlungen Bd. III S. 210 ff. Köhler, Reformfragen 
des Strafrechts. 
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Erfolges für die Bemessung der Strafgröße, insbesondere 
für die Bemessung der Dauer der Freiheitsstrafe, in 
der Weise in Betracht zu ziehen sein, daß der der 
ersten Schuldstufe angepaßte ordentliche Strafrahmen 
durch außerordentliche Strafrahmen ersetzt wird, wenn 
die zweite oder dritte Schuldstufe gegeben erscheint. 
Und nun zum Schluß ein Blick über die Grenzen 
des Strafrechts hinaus, eine Hoffnung für die Zukunft! 
Durch die immer klarere und eingehendere Berück- 
sichtigung der ethischen Werte im Strafrecht im eben 
angegebenen Sinne wird der Strafgesetzgeber der Zu- 
kunft die hohe Aufgabe erfüllen, die ihm als Erzieher 
des Volkes zukommt: Mitzuwirken zum Schutz und 
zur Förderung der sittlichen Vervollkommnung 
der Gemeinschaft und ihrer Glieder. 



Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 

Anleitung zur strafreclitliclien Praxis. 

Ein Beitrag zur Ausbildung unserer jungen Juristen 
und ein Ratgeber für jüngere Praktiker 

von 

Dr. Hermann Lucas, 

Wirkl. Geh. Oberjustixrat, Ministerialdirektor im JoBUsministerium. 

Erster Teil: Das formelle Strafrecht. 1902. M. 8. Geb. M. 9. 
Zweiter Teil: Das materielle Strafrecht 1904. M. 8. Geb. M. 9. 

Das Werk will durch Behandloog praktischer Fälle zur 
Beförderung des Verständnisses und der praktischen Handhabung des 
Strafrechts beitragen. Es ist als kurzgefaßtes Lehrbuch sowohl 
für jüngere Juristen wie ältere Praktiker geeignet. 

Jeder Band bildet ein Töllig in sich abgeaohlossenes Ganzes nnd ist einzeln känfllolL 

Ausführliche Prospekte gratis und franko. 

Die Strafgesetzgebung der Gegenwart 

in rechtsvergleichender Darstellung. 
Heransg. Ton der Internat Kriminalistischen Vereinigung. 

I. Band: Das Strafreeht der Staaten Europas. 
IL Band: Das Strafreeht der aussereuropäisehen Staaten. 

Unter Mitwirkung zahlreicher Bechtsgelehrter herausgegeben von 
Dr. F. von laiszt, und Dr. G. Cmsen, 

Gelieimem Jnstizrat, Profesaor. Oberrichter. 

In den beiden Bänden, die ein vollkommen in sich abgeschlossenes 
Ganzes bilden, ist das Stridrecht de» ganzen Erdballs in einer bisher 
auch nicht annähernd erreichten Vollständigkeit zur Darstellung gebracht. 

Preis: I. Band: fttr Snhskribenten M. 30.—; einzehi M. 35.-. 
Der IL Band kostet fttr Subskribenten M. 22.— ; einzeln M. 26.—. 
Elegant geb. Exempl. a M. 3. — mehr. Die Bestellung zum Sub- 
skriptionspreise yerpfiichtet zur Abnahme des ganzen Werkes. 

AutfOhrliolie Prospekte mK VerzeichDis der Siibskribenteo gratis. 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 



Otto Liebmaim, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 36. 

Das Prinzip der Vervollkommnung 

als Grundlage der Strafrechtsreform. 

Eine rechtsphiloBopbische UnterBuchang von 

Dr. jur. Oskar Netter. 

1900. M. 6.50. 

Die Behandlung der 

verwahrlosten und verbrecherischen Jugend 

und Vorschläge zur Reform. 

Von 

Dr. Aflohrotty 

LandgerichUdlrektor. 
1892. M. 1.—. 

ID"Liell "Liiici Elire. 

Vortrag von 
Dr. liepmanny 

Frofenor io Kiel. 
1904. 75 Pf. 

Die soziale Lage der 

arbeitenden Klassen in Berlin. 

Von 

Dr. E. Hirsohberg, 

ProfeBBor In Berlin. 
1897. Mit mehreren graphischen Darstellungen. M. 5.50. 

Die Armenpflege. 

Einftthrung in die praktische Pflegetätigkeit. 

Von 

' Dr. E. Münsterberg, 

Stadtrat. 
1897. Eleg. geb. M. 3.—. 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 



Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 

Die Geschichte des Berliner Vereins znr 
Bessernng der Strafgefangenen von 1827—1900. 

Beitrag zur Geschichte 
des preoß. Gefängnis- und Fürsorgewesens für entlassene Gefangene 

von 

Dr. Ernst Bosenfeld, 

QerichUMsesBor. 

1901. M. 2.50. 

Die strafrechtliche Bekämpfang Yon 
Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu^ 

Eine Darstellung 
des deutschen Bechtszustandes nebst Beformvorschlägen von 

Dr. IL von Hippel, 

Professor in GOttingen. 

1895. 293 Seiten mit zahlreichen TabeUen. M. 6.—. 

Zur Vagabundenfrage. 

Von 

Dr. IL von Hippel, 

Professor in GOtüngen. 

1902. M. 1.—. 



Das Kinderschutzgesetz. 

Reichsgesetz, betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 

Für die Praxis erläutert, nebst einer DarsteUung 

der sozialpolitischen Bedeutung des Gesetzes und statistischen Erhebungen. 

Von Schalrat 

Dr. Hermann Zwiok, 

Stadtschalinspektor. 
1903. M. 0.80, Partien billiger. 

Strafrecht und freie Liebestätigkeit. 

Vortrag von 

D. Dr. KaM, 

Professor in Berlin. 
1904. arca 50 Kg. 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 



Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 

Anarchismus und Strafrecht 

Von 

Dr. Hermann SenfEbrt, 

Geh. Justisrat and o. 0. Profeasor der Bechte in Bonn. 

1899. M. 4.50. 

Reform oder Revolution! 

Von 

C. von MasBOWy 

Geh. Oberreglerungint. 

Zweite, veränderte Auflage. 

1895. M. 2.—, eleg. geb. M. 3.-. 

Die Gesoliäftefliliruiig des Gremeindewaisenrats 

nach dem Bflrgerl. Gesetzbuch und den preuß. Gesetzen. 

Von 

Dr. Fuhrmann, 

Amtsrichter. 

1899. Kart M. 1.20. 

Liliput-Ausgaben. 

Textausgaben mit Sachregister (Foimat 7:11 cm). 
Bd.l: Bllrgerlichefi Gesetzbach nebst dem Einftthnuigsgesets. 

Vierte, unveränderte Auflage. 33.-44. Tausend. 
Bd. 2: Handelsgesetzbach, Zivilprozeßordnang, Konkarsordnang 

nebst den Einführungsgesetzen und den preußischen Aus- 
führungsgesetzen. 1. — 20. Tausend. 
Jeder Band, dauerhaft in Leinen gebunden, M. 1.—. 

Einlegung und Begründung 
der Revision in Strafsachea 

Praktische Anleitang zur Anfertigung strafrechtlicher Bevisionsschriften von 
Dr. S. Iiöwenstein, 

Bechteanwalt in Berlin. 

1900. Kart M. 2.20. 



Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direlct vom Verlage. 



Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 

Die 

Strafrechtlichen Nebengesetze 

des Dentschen Reiches. 

Dritte, gftiusUch neu bearbeitete und yermehrte Auflage, 

herausgegeben von 

Dr. M. SteDglein, 

Rdchsgeriohtsnt a. D. 

1903. M. 31.—. Eleg. geb. M. 34.-. 

Über die dritte Auflage dieses praktischen Hand- und Nach- 
schlaicebnches urteilt u. a. Fischers Zeitschrift für Ver- 
waltung: ,,DaB Werk ist ein Zeugnis vollendeter Aus- 
legungskunst, umfassender Kenntnis der strafrechtlichen Literatur 
und Judikatur, erstaunlicher Schaffenskraft und rechtfertigt in jeder 
Beziehung die Hoffnung, daß es in der neuen Gestalt der Praxis 
als Führer durch die Fülle der strafrechtlichen Gesetze und als 
Quelle zu deren Interpretation noch größere Dienste als die beiden 
früheren Auflagen leisten wird.^ 

Die 

Preussischen Strafgesetze. 

Zweite, gftnziich neu bearbeitete und yermelurte Auflage. 

ErlAutert von 

A. Grosohoff, G. Eichhorn, Dr. Deüusy 

weil. Senatoprlsident. Senatoprttsident. Landgerichtorai. 

1904. Erscheint in Lieferungen. Subskriptionspreis etwa M. 20. — . 

Diese zweite, gänzlich neu bearbeitete und yermehrte 
Auflage verfolgt den Zweck, sämtliche noch gültigen preuß. Straf- 
gesetze, darunter auch alle Steuergesetze, eingehend erläutert zu 
vereinigen, und somit den Bedürfnissen der Praxis nach einem für den 
täglichen Gebranch bestimmten Hand- und Nachsclilag^bache 
zu entsprechen, das die zahlreichen Einzelschriften entbehrlich macht 

AutfQbriiche Prospekte mK Verzeichnis der Geeetee gratis. 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 



Otto Liebmann, Yerlagsbuchhandlang, Berlin W. 35. 

Deutsche Juristen-Zeitung. 

Begründet von 
Dr. Laband, Dr. Stenglein, Dr. Staub, 

Professor. f Reichsgerichterat a. D. Jusüsrat. 

Erscheint jeden 1. und 15. M. 3.50 vierteljährlich. Bestellungen: 
Postanstalten, Buchhandlungen sowie direkt beim Verlag. — Probe- 
nummer und Prospekt gratis. 
Die „Deutsche Joristen-Zeitnng'S längst das verbreitetste 
juristische Organ, hat abermals eine erhebliche Erweiterung 
erfahren durch die jährlich erscheinende „Spruchsammlnng'^. Diese 
umfangreichen, für Praxis und Studium wertvollen Beilagen 
enthalten die wichtigsten böchstrichterlichen Entscheidungen des 
Vorjahres über das BOB. und die bedeutendsten anderen 
Beichszivilgesetze. Ffir Abonnenten jrratis; für Nicht- 
abonnenten sind diese Beilagen nicht käuflich. 

Lexikon des Deutscilen Strafreclits 

nach den Entscheidungen des Reichsgerichts zum StrGB. 
zusammengestellt imd herausgegeben von 

Dr. M. StengleiD, 

Relchsgerichurat a. D. 
1900. Zwei Bände. 1950 Seiten. Lex.-8«. M. 32. Eleg. geb. M. 37. 

Im Herbst 1904 ei-scheint: Supplement, enthaltend die seit Abschluß 
des Hauptwerkes bis Ende 1903 ergangenen Entscheidungen des 
Reichsgerichts zum StrGB., zusammengestellt und herausgegeben von 

Galli, 

Bdchsgerichtarat a. D., Leipzig. 

Das „Gewerbearchlv" (Reg.-Rat Dr. v. Bohrscheidt) urteilt: 
„ . . . Wenn man dies Werk des Meisters der Xommentierungakunst 
durchblättert, so wird der ehrliche Respekt von der Unermüdlichkeit, 
dem Fleiß, der Stoflfbeherrschung und der Gründlichkeit des Mannes, 
der das Geschick und den guten Blick des erfahrenen Praktikers so 
unübertrefflich mit tiefer Wissenscbaftlichkeit zu vereinigen wußte, 
auf die höchste Stufe gehoben. ... Es ist nicht etwa nur ein Werk 
für die Bibliotheken, nicht einmal nur für die Kriminalisten, 
sondern zum ständigen Handgebrauch allen Richtern, 
Anwälten, Verwaltungs- und Kommunalbehörden gänzlich 
nnentbehrlich. . . .^ 

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 

Draek Ton C. O. Naonumn In Lalpslf . 
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